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Barbara Rothmüller 
 

Soziale Barrieren beim Zugang  
zu einem künstlerischen Studium.  
Konzeption und Ergebnisse einer empirischen  
Studie in antidiskriminatorischer Absicht 

 
 
 
 
 

Barrieren beim Zugang zu Hochschulbildung werden in Österreich bislang 
wenig beachtet und erfahren in der Hitze des Gefechts um die Einführung 
neuer universitärer Zugangsbeschränkungen auch wenig Aufmerksamkeit 
der empirischen Sozialforschung. Im Mittelpunkt der meisten wissenschaft-
lichen Studien steht die Optimierung der Prognose des Studienerfolgs. Ent-
gegen einer solchen Verengung der Debatte auf die Studierfähigkeit und 
Eignung von Individuen sollen im folgenden Beitrag verschiedene Formen 
der Benachteiligung und soziale Barrieren beim Hochschulzugang am Bei-
spiel eines künstlerischen Studiums analysiert werden. Ich beziehe mich 
dabei auf eine Befragung von Bewerber_innen für das Studium der bilden-
den Kunst der Akademie der bildenden Künste Wien, die ich 2009 in  
Zusammenarbeit mit der dortigen Arbeitsgruppe Antidiskriminierung 
durchführte. Die Befragung sollte erstens erheben, welche Bewerber_innen-
gruppen sich zur Zulassungsprüfung anmeldeten, und zweitens herausfin-
den, ob im Zuge des Aufnahmeverfahrens bestimmte Gruppen beim Studi-
enzugang benachteiligt bzw. diskriminiert wurden.  

Kunstuniversitäten haben in der Regel mehrstufige und oft hoch selekti-
ve Aufnahmeverfahren, im Rahmen derer die künstlerische Eignung der 
Studieninteressierten überprüft wird. Am untersuchten Institut für bildende 
Kunst wird zuerst anhand einer eingereichten Mappe mit künstlerischen 
Arbeiten eine Auswahl unter den Studieninteressent_innen getroffen, wel-
che anschließend zur Teilnahme an einer mehrtägigen Aufnahmeprüfung 
eingeladen werden. Die Prüfungsteilnehmer_innen haben in Folge drei Ta-
ge Zeit, um in den Räumen der Akademie oder auch außerhalb zu einem 
selbstgewählten Thema weitere Arbeitsproben anzufertigen und Einzelge-
spräche mit Professor_innen zu führen. Am vierten Tag des Aufnahmever-
fahrens stellen sich die Bewerber_innen der Kommission der Lehrenden 
vor, welche kurz die Mappen- und Prüfungsarbeiten besichtigt und die Ent-
scheidung über die Studienzulassung trifft. Im Herbst 2009 wurde im Zuge 
des Verfahrens eine/r von fünf Bewerber_innen zum Studium zugelassen.  
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Obwohl an Kunstuniversitäten seit Jahren Zulassungsverfahren in Kraft 
sind und sie – trotz der geringen formalen Zulassungsvoraussetzungen bei 
Alter und Bildungsabschluss der Anfänger_innen – eine sozial relativ ho-
mogene Studierendenschaft aufweisen (Unger et al. 2010: 73; Unger/Wrob-
lewski/Paulinger 2007: 6), wurden in Österreich bislang keine Untersu-
chungen zu sozialen Barrieren beim Zugang zu Kunststudien durchgeführt. 
Dies mag wohl auch daran liegen, dass sowohl eine Thematisierung der 
Fairness von Zulassungsverfahren, als auch eine Auseinandersetzung mit 
verschiedenen Formen von Diskriminierung ein ‚zu heißes’ Thema für viele 
Hochschulen allgemein darstellt. Die Studie an der Akademie der bildenden 
Künste Wien ist damit eine der seltenen Untersuchungen eines Aufnahme-
verfahrens, die in explizit antidiskriminatorischer Absicht konzipiert und 
durchgeführt wurde. Nachdem der Endbericht der Studie und die detaillier-
ten statistischen Ergebnisse der Befragung auf der Homepage des Arbeits-
kreises für Gleichbehandlungsfragen der Akademie der bildenden Künste 
Wien öffentlich zugänglich sind (Rothmüller 2010), möchte ich mich im 
folgenden Beitrag auf zwei zentrale Aspekte der Studie konzentrieren, näm-
lich einerseits auf den methodischen Umgang mit Problemen, die bei der 
Evaluierung der Fairness von Zulassungsverfahren auftreten, und anderer-
seits auf konkrete Zugangsbarrieren, die insbesondere für Studieninteres-
sent_innen mit niedriger sozialer Herkunft am untersuchten Institut der 
Akademie der bildenden Künste Wien sichtbar wurden. 

 
 

1. Konzeption der Befragung und Forschungsdesign 
 

Diskriminierung und soziale Ungleichheit werden häufig getrennt disku-
tiert, was teilweise auf eine historische „Aufspaltung in einen Ungleich-
heitsdiskurs einerseits und einen Antidiskriminierungsdiskurs andererseits“ 
(Scherr 2010: 35) zurückzuführen ist. Bei der wissenschaftlichen Beschäf-
tigung mit dem sozialen Phänomen ungleicher Zulassungschancen zu einem 
Hochschulstudium müssen jedoch beide Aspekte gleichzeitig in den Blick 
genommen werden: Sowohl vorangegangene Bildungsungleichheiten und 
sozioökonomische Unterprivilegierung, als auch Formen unmittelbarer und 
mittelbarer Diskriminierung können für eine Benachteiligung verschiedener 
Bevölkerungsgruppen beim Hochschulzugang verantwortlich sein. Wie im 
weiteren Verlauf des Beitrags noch deutlich werden wird, wird die Unterre-
präsentation bestimmter Studierendengruppen erst vor dem Hintergrund ih-
rer sozialen und institutionellen Benachteiligung verständlich. Daher ist die 
gleichzeitige Berücksichtigung von sozialer Ungleichheit und Diskriminie-
rung eine zentrale Voraussetzung dafür, kontextspezifische wechselseitige 
Verstärkungen verschiedener Benachteiligungsformen identifizieren zu 
können. Eine Untersuchung dieses Zusammenspiels stellt jedoch die Kon-
zeption einer Erhebung im Rahmen einer Zulassungsprüfung, die aufgrund 
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der Befragungssituation ohnehin mit starken zeitlichen Restriktionen kon-
frontiert ist, vor erhebliche Herausforderungen. 

 
 

Wie Chancengleichheit, Diskriminierung und  
soziale Ungleichheit operationalisieren? 

 
Bereits bei dem auch in Österreich viel beschworenen Anspruch auf Chan-
cengleichheit bei Aufnahmeverfahren besteht kaum eine Einigung über den 
Bedeutungsgehalt des Begriffes (Mautner/Kienpointner 2007). Für die 
Identifizierung sozialer Barrieren beim Hochschulzugang hat es eine hohe 
Bedeutung, wie Chancengleichheit, Benachteiligung und Diskriminierung 
konzeptualisiert und operationalisiert werden. Bei der Erhebung an der 
Akademie der bildenden Künste Wien wurden mehrere Indikatoren für  
soziale Benachteiligung und Diskriminierung herangezogen, die nachfol-
gend kurz skizziert werden. Daneben wurden verschiedene Variablen ein-
bezogen, die nähere Hinweise auf konkrete Ausschlusspraktiken und  
-mechanismen liefern sollten. 

Bei dem Begriff der Chancengleichheit lassen sich zumindest zwei Be-
deutungen unterscheiden: Erstens, ein formal faires Verfahren, das Bewer-
bungen unabhängig von Merkmalen der Person entlang gleicher Kriterien 
bewertet und daher bei gleicher Leistung und Eignung gleiche Stu-
dienchancen eröffnet (Young 1990: 208). Bezogen auf die Fairness des 
Verfahrens wurde unter anderem statistisch überprüft, ob sich die Zulas-
sungschancen zwischen verschiedenen Bewerber_innengruppen signifikant 
unterschieden. Dazu wurde auch die Vorqualifikation der Interessent_innen 
erhoben. Darüber hinaus wurden die Bewerber_innen gefragt, ob sie sich 
bei der Prüfung bevorzugt, gleichbehandelt oder benachteiligt fühlten. Um 
Hinweise auf eventuell ungleiche Kriterien bei der Auswahl der Kandi-
dat_innen zu erhalten, wurde erhoben, ob während der Bewerbungsgesprä-
che mit Professor_innen Fragen gestellt oder Themen besprochen wurden, 
die aus Sicht der Befragten nicht relevant für eine Beurteilung der künstle-
rischen Eignung waren. 

Chancengleichheit impliziert, zweitens, jedoch auch gleiche Chancen al-
ler Bevölkerungsgruppen, an Hochschulbildung zu partizipieren, d.h. ihre 
letztlich gleiche Repräsentation (Londoner Kommuniqué 2007: 5). Um das 
Ausmaß der Verwirklichung einer solchen partizipativen Gleichheit (The 
European Students’ Union 2009: 12) einschätzen zu können, wurden die 
Anteile verschiedener Gruppen bei den Studienanfänger_innen mit den ent-
sprechenden Anteilen in der Bevölkerung, aber auch an anderen Hochschu-
len in Österreich, verglichen. Dafür mussten die Antwortkategorien jedoch 
bereits bei der Konzeption des Fragebogens den entsprechenden Ver-
gleichsdaten angepasst werden, wofür relativ umfangreiche Vorarbeiten 
notwendig waren.  
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Diskriminierung bei der Studienzulassung ist in Österreich durch das Bun-
des-Gleichbehandlungsgesetz1 verboten (B-GlBG, § 42). Sowohl eine Un-
terrepräsentation bestimmter Bevölkerungsgruppen bei den Studienanfän-
ger_innen, als auch Disparitäten zwischen den Anfänger_innen und den 
Bewerber_innen können Hinweise auf Diskriminierung, mangelnde Chan-
cengleichheit und/oder Fairness beim Studienzugang sein. Allerdings lässt 
sich statistisch nur ein indirekter Diskriminierungsnachweis erbringen; 
durch die Identifikation von Disparitäten ist noch nicht die Frage beantwor-
tet, welche konkreten Exklusionsmechanismen dafür verantwortlich zu ma-
chen sind. 

 
Ausgangspunkt der Studie an der Akademie der bildenden Künste Wien 
war eine „Betriebsvereinbarung über Antidiskriminierung und partner-
schaftliches Verhalten am Arbeitsplatz“ (Antidiskriminatorische Betriebs-
vereinbarung 2007). Diskriminierung wird darin definiert als „die effektive 
Schlechterstellung (durch Ungleichbehandlungen ebenso wie durch Über-
griffe), basierend auf Machtasymmetrien“ (ebd.: § 1, Abs. 1), was sowohl 
unmittelbare als auch mittelbare Diskriminierung beinhaltet. „Im Gegensatz 
zu unmittelbar an bestimmte Personen/ Gruppen gerichteten Diskriminie-
rungen liegt mittelbare Diskriminierung vor, wenn eine dem Anschein nach 
neutrale allgemeine Regel (Vorschriften, Kriterien oder Verfahren) aufge-
stellt wird, die de facto aber besonders einzelne Personen oder Gruppen be-
nachteiligen kann.“ (ebd.: § 1, Abs. 7) 

Eine Form von Diskriminierung, die als Konzept der Erhebung zugrun-
de gelegt wurde, stellt eine direkte Benachteiligung und Schlechterbehand-
lung von Bewerber_innen während der Zulassungsprüfung dar. Als Indika-
toren dafür wurden in die Erhebung eine systematisch unterschiedliche Un-
/Freundlichkeit der Lehrenden und Angestellten der Organisation, die Häu-
figkeit der Kontaktaufnahme, eine un-/gleich lange Dauer der Einzelge-
spräche mit Professor_innen sowie explizite Diskriminierungserfahrungen 
der Bewerber_innen einbezogen. Gesprächsinhalte wurden im Rahmen ei-
ner offenen Frage erfasst, allerdings nur, wenn es sich dabei um Themen 
handelte, die aus Sicht der Befragten über die Beurteilung der künstleri-
schen Eignung hinausgingen. Eine zweite Konzeption von Diskriminierung 
beinhaltet eine indirekte Benachteiligung von Studieninteressent_innen 
durch die spezifische Gestaltung des Aufnahmeverfahrens. Daher wurden 
Hindernisse für eine Bewerbung und die Teilnahme am Aufnahmeverfahren 
in der Befragung adressiert, unter anderem die Zugänglichkeit der Informa-
tionen sowie die Informiertheit und Vorbereitung der Bewerber_innen, 

                                                                          

1 Online verfügbar unter: 
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnu
mmer=10008858 [Stand: 05.08. 2011]. 
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räumliche Zugangsbarrieren, zeitliche Anwesenheitsprobleme sowie 
sprachliche Verständigungsschwierigkeiten.2  

Disparitäten bzw. eine Unterrepräsentation bestimmter Bevölkerungs-
gruppen bei den Studienanfänger_innen können jedoch nicht nur auf un-
/mittelbar diskriminierende Praktiken der Organisation zurückgeführt wer-
den. Aufgrund des bekanntlich stark sozial selektiven Bildungssystems in 
Österreich muss berücksichtigt werden, dass auch soziale Ungleichheit Bil-
dungswege strukturiert, etwa wenn Personen aus gesellschaftlich benachtei-
ligten Gruppen nicht über die kulturellen, sozialen oder ökonomischen  
Voraussetzungen für ein Kunststudium verfügen, sie deshalb an der Auf-
nahmeprüfung scheitern oder sich gar nicht um eine Studienzulassung be-
werben. Eine Unterrepräsentation bestimmter Gruppen bereits bei der Be-
werbung kann auch eine Folge der Verinnerlichung sozialer Benachteili-
gung sein, die darin ihren Ausdruck finden kann, dass benachteiligte 
Personen „gar nicht erst auf die Idee [kommen], für ein Studium an einer 
Prestigeeinrichtung in Frage zu kommen“ (Egger/Sturn 2007: 116). Diese 
„vorweggenommene Hinnahme des Scheiterns und Ausgeschlossenseins“ 
wurde von Pierre Bourdieu als „Selbsteliminierung“ bezeichnet (Bourdieu/ 
Passeron 1971: 222); bildungssoziologisch wird häufiger dafür der Begriff 
der „Selbstselektion“ (z.B. Becker 2011: 125) verwendet, der jedoch nicht 
unproblematisch ist (Rothmüller 2011: 61f.). Ein Teil der Befragung an der 
Akademie der bildenden Künste Wien widmete sich der Erhebung ver-
schiedener Indikatoren für strukturelle Benachteiligung sowie verinnerlich-
te Ausschlussmechanismen. Konkret wurden Formen kulturellen und sozia-
len Kapitals der Studieninteressent_innen in die Erhebung einbezogen,3 er-
gänzend auch die Studienmotivation, soziale Unterstützung, Nervosität 
bzw. Verunsicherung während der Prüfung, das künstlerische Selbstkonzept 
sowie die Einschätzung der Erfolgschancen zum Zeitpunkt der Anmeldung.  

                                                                          

2 Bei der Berücksichtigung verschiedener Formen mittelbarer Diskriminierung ist es 
naheliegend, die Aufnahme- und Bewertungskriterien ebenfalls einer Analyse zu un-
terziehen, weil bestimmte – scheinbar neutrale – Vorstellungen sowie Zuschreibungen 
einer künstlerischen Eignung ebenfalls für ungleiche Zulassungschancen verantwort-
lich sein können. Bewertungsschemata und implizite Anforderungen sind für den wis-
senschaftlichen Bereich bislang nur beschränkt erforscht, für das Kunstfeld hingegen 
tatsächlich eine Forschungslücke (eine Ausnahme ist hier die Studie von Bur-
ke/McManus 2009). Aufgrund der starken internen Ausdifferenzierung des untersuch-
ten Instituts für bildende Kunst überstieg eine Analyse der individuellen bzw. institu-
tionellen Bewertungskriterien jedoch die Ressourcen der Ersterhebung und wurde in 
ein geplantes Folgeprojekt integriert. 

3 Die Indikatoren kulturellen und sozialen Kapitals wurden zu je einem Index zusam-
mengefasst und dem Kontext der Untersuchung entsprechend gewählt: formale künst-
lerische Vorbildung, Projekt- und Ausstellungsbeteiligungen sowie Erfahrungen mit 
Aufnahmeprüfungen an Kunsthochschulen; Anzahl der Familienmitglieder, die im 
Kunstfeld tätig sind, Bekanntschaft mit Studierenden der Akademie sowie mit Künst-
ler_innen. 
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Diese sehr umfassende Erhebung verschiedener Indikatoren stellte sich als 
wichtige Entscheidung in der Konzeptionsphase heraus, weil – wie weiter 
unten noch ausgeführt wird – erst dadurch sichtbar wurde, dass Benachtei-
ligungen beim Studienzugang auf vielfältigen Ebenen stattfinden, und Dis-
kriminierung ein komplexes und manchmal widersprüchliches Phänomen 
ist, das sich mit einem Indikator nur unzureichend erfassen lässt.  

 
 

Diskriminierungsrelevante Kategorisierungen 
 

Die Antidiskriminatorische Betriebsvereinbarung zielte darauf ab, Diskri-
minierungen aufgrund der Hautfarbe, (vermeintlicher) ethnischer Herkunft, 
Nationalität, Religionszugehörigkeit, Geschlecht, Gesundheitszustand, öko-
nomischer Lage, Behinderung, sexueller Orientierung, Abweichung von der 
strikten Geschlechterpolarität und Alter entgegenzuwirken. Die genannten 
Teile der Befragung wurden daher insbesondere dahingehend ausgewertet, 
ob sich gruppenspezifische Unterschiede feststellen ließen. Entlang der in 
der Betriebsvereinbarung aufgelisteten diskriminierungsrelevanten Merk-
male wurden die Kategorien Geschlecht, Alter, Staatsbürger_innenschaft, 
Migrationshintergrund (operationalisiert über die Staatsbürger_innenschaft 
und Erstsprachen der Eltern, sowie die Erstsprachen der Befragten), soziale 
Schicht (operationalisiert über Bildungsabschluss und Berufsposition der 
Eltern) und regionale Herkunft der Studieninteressent_innen direkt erfragt. 
Die Frage nach dem Geschlecht war dabei offen, d.h. ohne vorgegebene 
Antwortkategorien gestellt. Etwa zwei Prozent der Befragten nutzten die 
dadurch geschaffene Möglichkeit, eine Geschlechtsidentität anzugeben, die 
sich der Kategorisierung männlich – weiblich entzog. Darüber hinaus wur-
de der Fragebogen auf Englisch übersetzt und den Bewerber_innen wahl-
weise auf Deutsch oder Englisch angeboten, um auch Studieninteres-
sent_innen aus dem nicht deutschsprachigen Ausland eine Beteiligung an 
der Befragung zu ermöglichen, nachdem bekannt war, dass diese relativ 
hohe Anteile der jährlichen Bewerber_innen stellten. Rund jeder zehnte re-
tournierte Fragebogen war letztlich englischsprachig, was für einen doch 
relativ hohen Bedarf spricht. Die Verfügbarkeit englischsprachiger Frage-
bögen trug vermutlich dazu bei, dass verschiedene Migrant_innengruppen 
unter den Befragten mit derselben Häufigkeit vertreten waren wie in der 
Grundgesamtheit der Bewerber_innen: Ein Vergleich mit der Statistik der 
Studienabteilung hinsichtlich Geschlecht und Staatsbürger_innenschaft der 
Bewerber_innen zeigte keine bzw. nur geringfügige Abweichungen der An-
teile bei den Befragten. Gerade bei der Befragung von Migrant_innen stellt 
eine geringe Beteiligung ein häufiges Problem dar. Deshalb sollte möglichst 
bereits bei der Konzeption der Erhebung überlegt werden, wie zumindest 
sprachliche Barrieren verringert werden können und Migrant_innen mit an-
deren Sprachkenntnissen eine Teilnahme ermöglicht wird, um das Phäno-
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men, das erforscht werden soll, nicht auf der Ebene der Befragung zu re-
produzieren. Im Fall von Studierenden ist eine Übersetzung auf Englisch 
vielleicht ausreichend, in anderen Untersuchungszusammenhängen mag 
dies jedoch wenig zur Sicherstellung gleicher Beteiligungschancen beitra-
gen. 

Obwohl insbesondere Religion und sexuelle Orientierung, aber auch an-
dere Diskriminierungsmerkmale, noch viel zu selten in Diskriminierungs-
forschungen einbezogen werden, und diese Datenlücken etwa in einem Re-
port des European Network of Legal Experts in the non-discrimination field 
(Makkonen 2007) kritisiert wurden, wurde von einer direkten Erhebung 
dieser Merkmale Abstand genommen – einerseits aus Respekt vor der Sen-
sibilität solcher Daten, andererseits weil davon ausgegangen wurde, dass 
die Antwortbereitschaft gering sein würde (Eurobarometer Spezial 2007: 
27). Benachteiligungen aufgrund u.a. des Gesundheitszustands, einer Be-
hinderung, der ethnischen Herkunft/Hautfarbe, sexuellen Orientierung, Re-
ligionszugehörigkeit oder der ökonomischen Lage konnten jedoch bei der 
Frage nach Diskriminierungserfahrungen von den Betroffenen als Merkma-
le angegeben werden. Psychische Probleme waren weiters eine Antwort-
möglichkeit bei der Frage nach speziellen Bedürfnissen und Problemen 
während des Zulassungsverfahrens. Etwa jede/r fünfte befragte Teilneh-
mer_in nannte besondere Bedürfnisse bei der Prüfung, was auf eine doch 
recht hohe Notwendigkeit flexibler und barrierefreier Verfahren verweist. 
Neben sprachlichen Verständigungsschwierigkeiten wurden hier vor allem 
psychische Probleme genannt, aber auch körperliche Probleme und Schwie-
rigkeiten bei der zeitlichen Anwesenheit waren für mehrere Befragte rele-
vant. 

Viele der genannten Kategorien beziehen sich auf gesellschaftliche 
Minderheiten, die in besonderem Ausmaß von Benachteiligung und Dis-
kriminierung betroffen sind. Quantitative Diskriminierungsforschungen 
stehen dabei jedoch vor dem Problem, ausreichend große Fallzahlen für 
gruppenspezifische Auswertungen zu erzielen, was gerade auch für inter-
sektionale Analysen eine zentrale Voraussetzung ist (McCall 2005: 1786). 
Die Grundgesamtheit – alle Bewerber_innen am Institut für bildende Kunst 
der Akademie eines Jahres – wurde aufgrund der Kenntnis der Bewer-
ber_innenzahlen der vorangegangenen Jahre auf rund 600 Personen ge-
schätzt, von denen jedoch nur etwa ein Drittel zur Prüfung und ein Fünftel 
zum Studium zugelassen wurden. Die daher zu erwartenden geringen Fall-
zahlen bei gesellschaftlichen Minderheiten legten nahe, die Befragung an 
der Akademie als Vollerhebung umzusetzen. Je nach Befragungszeitpunkt 
(siehe unten) beteiligten sich schließlich zwar zwischen 66 und 80 Prozent 
aller Bewerber_innen an der Befragung. Aber trotz dieser sehr hohen Betei-
ligung waren bei mehreren Gruppen nur eingeschränkte statistische Aus-
wertungen möglich. Bewerber_innen mit österreichischer Staatsbür-
ger_innenschaft, deren Eltern Migrationshintergrund hatten, waren etwa, 
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ebenso wie Interessent_innen aus den Bundesländern, die zum Zeitpunkt 
der Anmeldung nicht bereits in Wien wohnten, mit jeweils nur rund 50 Per-
sonen unter den befragten Studieninteressent_innen vertreten, und damit 
bereits bei der Bewerbung unterrepräsentiert. Beide Gruppen wiesen mit 
nicht einmal acht bzw. vier Prozent auch äußerst geringe Zulassungsquoten 
auf, die sich aufgrund der geringen Fallzahlen bei gleichzeitig nicht voll-
ständiger Erfassung aller Studienanfänger_innen im Rahmen der Erhebung 
jedoch kaum sinnvoll interpretieren lassen. Eine noch geringere Fallzahl 
fand sich bei Studieninteressierten, die weder eine männliche noch eine 
weibliche Geschlechtsidentität angaben: Bei der Anmeldung zur Prüfung 
waren dies insgesamt neun Personen. Eine Überprüfung möglicherweise 
benachteiligender Faktoren aufgrund einer Abweichung von der strikten 
Geschlechterpolarität war deshalb im Rahmen der Studie nicht möglich. 
Diese Probleme traten somit bereits beim ursprünglich angestrebten Ver-
gleich unterschiedlicher Zulassungschancen entlang einfacher Kategorisie-
rungen auf. Komplexere Verschränkungen sozialer Ungleichheitsdimensio-
nen konnten bis auf wenige Ausnahmen gar nicht berücksichtigt werden.  

Die Kategorisierungen und die vorgenommenen Gruppenzuordnungen 
stellen eine Konstruktion dar und sollten weder als eindeutig noch als un-
problematisch angesehen werden: Niemand von den Bewerber_innen lässt 
sich nur einer einzigen Gruppe zuordnen und es wurde auch nicht berück-
sichtigt, inwiefern eine bestimmte Gruppenzugehörigkeit für die Befragten 
selbst von Bedeutung ist. Eine statistische Analyse kann aber helfen, soziale 
Merkmale zu identifizieren, die mit einem erschwerten Studienzugang ein-
hergehen, und dabei durchaus überraschend starke Barrieren zutage fördern, 
die dann den Ausgangspunkt für eine weitere Auseinandersetzung mit den 
organisationalen und wissenschaftlichen Kategorisierungen darstellen kön-
nen. 

 
 

Erhebungszeitpunkt  
 

Aufgrund der dreiteiligen Ausrichtung der Untersuchung – Analyse der Zu-
sammensetzung der Studieninteressent_innen, Erhebung von Diskriminie-
rungserfahrungen und Zugangsbarrieren, Analyse der Zulassungschancen 
unterschiedlicher Bewerber_innengruppen – war sowohl eine Befragung 
der Studieninteressent_innen, als auch der Prüfungsteilnehmer_innen und 
der Zugelassenen notwendig. Die Wahl des Erhebungszeitpunktes stellte 
sich dabei als eine schwierige und schlussendlich sehr wichtige Entschei-
dung heraus. Denn Zulassungsprüfungen bedeuten in der Regel eine hohe 
zeitliche, soziale und emotionale Inanspruchnahme der Teilnehmer_innen, 
wodurch eine breite Beteiligung an der Befragung möglicherweise gefähr-
det schien. Eine (eventuell elektronische) Befragung der Teilnehmer_innen 
mehrere Tage oder Wochen nach der Prüfung schien jedoch ebenfalls nicht 
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sinnvoll. Aus verschiedenen Studien ist bekannt, dass die Zulassungsent-
scheidung mit der Einschätzung der Fairness des durchlaufenen Verfahrens 
in Verbindung steht, insofern bei der Prüfung gescheiterte Kandidat_innen 
sehr viel häufiger das Verfahren als unfair beurteilen als zum Studium zu-
gelassene (Messerer/Humpl 2003: 93; Humpl/Kölbl/Poschalko 2009: 111). 
Bei solchen retrospektiven Befragungen kann die Rückmeldung, dass das 
Verfahren wenig fair war und die Befragten beim Studienzugang diskrimi-
niert wurden, entweder auf tatsächlich benachteiligende Praktiken während 
des Verfahrens hinweisen, oder aber ein Versuch sein, das persönliche 
Scheitern beim Aufnahmeverfahren zu erklären. Daher schien eine Befra-
gung zu Fairness und diskriminierenden Aspekten des Verfahrens nur vor 
Bekanntgabe der Zulassungsentscheidung in dieser Hinsicht eindeutig zu 
interpretierende Ergebnisse zu liefern. Für die angestrebte Analyse unter-
schiedlicher Zulassungschancen musste jedoch auch das Ergebnis der Zu-
lassungsentscheidung in die Erhebung einbezogen werden.  

Aufgrund dieser Überlegungen fand der umfangreichste Teil der Erhe-
bung während der Anmeldung zur Prüfung statt, bei der die Bewer-
ber_innen nur ihre Mappe abgeben und ein Anmeldeformular ausfüllen 
mussten. Eine zweite – kürzere – Befragung fand im Anschluss an die Vor-
stellung der Teilnehmer_innen vor der Kommission der Lehrenden statt, 
weil das den letztmöglichen Befragungszeitpunkt während der Zulassungs-
prüfung darstellte und diese für die einzelnen Bewerber_innen damit been-
det war. Erst zu diesem Zeitpunkt war es den sich Bewerbenden möglich, 
ihre Erfahrungen beim gesamten Verfahren im Rahmen der Befragung zu 
formulieren, ohne jedoch bereits über die Zulassungsentscheidung infor-
miert gewesen zu sein. Der Zulassungsstatus schließlich wurde abgefragt, 
als die Bewerber_innen ihre Mappen abholten. 

Die aufgrund der mehrfach aufeinander folgenden Befragung notwendi-
ge Zusammenführung der Fragebögen wurde durch einen selbst generierten 
Code geleistet, der von den Befragten anhand der Anfangsbuchstaben des 
Vornamens der ersten und zweiten Bezugsperson (i.d.R. Mutter bzw. Vater) 
sowie des Tages ihres Geburtsdatums bei jeder Befragung erneut vermerkt 
werden sollte. Diese Technik, die üblicherweise bei Längsschnittstudien 
zum Einsatz kommt, hat den Vorteil, dass dabei zu keinem Zeitpunkt per-
sonenbezogene Daten erzeugt oder verwendet werden (Metschke/Well-
brock 2002: 22 f.), wie dies bei einer Datenverkettung durch ‚Datentreuhän-
der_innen’ der Fall ist (Schnell/Hill/Esser 2008: 256 f.). Dies ist insbeson-
dere im Hinblick auf Bedenken bezüglich des Datenschutzes – sowohl von 
Seite der Organisation, als auch von Seite der Befragten – eine wichtige 
Voraussetzung für die Durchführung solcher oder ähnlicher Erhebungen. 
Als Nachteil der Code-Methode kann jedoch festgehalten werden, dass es 
bei sechsstelligen Codes bereits bei nicht sehr hohen Fallzahlen zu einem 
gehäuften Auftreten doppelt vorhandener Codes kommt; fehlerhafte Codes, 
die teilweise für hohe Ausfälle bei Befragungen verantwortlich sind 
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(Schnell/Bachteler/Reiher 2006: 129), betrafen bei der Studie am Institut 
für bildende Kunst aber nur drei bis maximal sechs Prozent der Fragebögen.  

Gerade bei einem so sensiblen Thema wie Diskriminierung während ei-
nes Bewerbungsverfahrens sind ein sorgsamer Umgang mit den Rückmel-
dungen der Befragten und eine durchgängige Anonymität von zentraler Be-
deutung. Um Rückschlüsse auf Personen auszuschließen und sicherzustel-
len, dass durch Rückmeldungen zu Diskriminierungserfahrungen (auch zu 
einem späteren Zeitpunkt) keine Nachteile für die Betroffenen entstehen, 
wurde eine umfassende Anonymisierung auch bei der Übernahme offener 
Antworten in den Bericht vorgenommen, etwa wenn konkrete Erlebnisse 
mit einzelnen Lehrenden thematisiert wurden. Diese Anonymisierung von 
Rückmeldungen sollte sorgfältig durchgeführt werden, weil vor allem an 
kleinen Instituten einzelne Details relativ schnell zu einer Identifizierung 
bestimmter Personen führen können. 

Auf eine weitere Herausforderung im Zusammenhang mit der Evaluie-
rung hochschulischer Aufnahmeverfahren soll hier noch hingewiesen wer-
den: Es besteht die Gefahr, dass Bewerber_innen die Befragung als Teil des 
Zulassungsverfahrens und ihre Teilnahme als Voraussetzung für eine er-
folgreiche Bewerbung wahrnehmen, was unvorhersehbare Konsequenzen 
für die Ergebnisse gerade bei einem so heiklen Untersuchungsgegenstand 
hat. Am Institut für bildende Kunst wurde deshalb sowohl mündlich bei der 
Verteilung der Fragebögen, als auch schriftlich am Fragebogen selbst be-
tont, dass die Teilnahme freiwillig, anonym und unabhängig vom Aufnah-
meverfahren stattfand, dass diese keinen Einfluss auf den Ausgang der Zu-
lassungsprüfung hatte, sowie dass zum Schutz der Anonymität ein Frage-
bogen-Code anstelle einer personenbezogenen Identifikationsnummer 
verwendet wurde. Weiters wurden die Befragten darauf hingewiesen, dass 
sie den ausgefüllten Fragebogen ausschließlich in die dafür vorgesehene 
separate Box werfen und nicht etwa gemeinsam mit anderen Formularen 
oder der Mappe abgeben sollten.  

Für eine Untersuchung diskriminierender Aspekte bei Bewerbungsver-
fahren, die u.a. auch eine Analyse unterschiedlicher Zulassungschancen 
leisten können sollte, scheint ein so aufwändiges Forschungsdesign wie das 
eben skizzierte adäquat. Viele empirische Studien verzichten auf einen sol-
chen Aufwand und vor allem eine mehrfache Befragung, leiden jedoch in 
der Folge darunter, dass einzelne Ergebnisse „aufgrund der Erhebung nach 
dem Test etwas problematisch zu interpretieren“ (Spiel/Schober/Litzen-
berger 2007: 149) sind, was insbesondere auf Befragungen nach Bekannt-
gabe der Zulassungsentscheidung zutrifft. 
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2. Soziale Barrieren beim Studienzugang  
 

Betrachtet man die Ergebnisse der Untersuchung am Institut für bildende 
Kunst (vgl. Rothmüller 2010), fällt auf, dass die weitreichendsten Zugangs-
barrieren bereits vor der Anmeldung zur Prüfung wirksam wurden. Interes-
sent_innen aus bestimmten Migrant_innengruppen, Bewerber_innen, deren 
Eltern Arbeiter_innen waren oder niedrige Bildungsabschlüsse hatten, so-
wie Kandidat_innen unter 20 Jahren waren bereits bei der Anmeldung zur 
Prüfung unterrepräsentiert – im Vergleich mit ihren Bevölkerungsanteilen 
und/oder im Vergleich mit ihren Anteilen an anderen Hochschulen. Aber 
auch Frauen ohne höheren Bildungsabschluss waren mit nur elf Prozent 
deutlich geringer unter den Bewerber_innen am untersuchten Institut vertre-
ten als Männer, von denen sich immerhin 28 Prozent ohne Matura bewar-
ben. Darüber hinaus konnte durch die umfassende Erhebung vor allem ge-
zeigt werden, dass für eine erfolgreiche Bewerbung wichtige Ressourcen 
den unterschiedlichen Bewerber_innengruppen in äußerst ungleichem 
Ausmaß verfügbar waren. Die höchsten Chancen einer Studienzulassung 
hatten Kandidat_innen, die über hohes kulturelles und soziales Kapital ver-
fügten und daher mit der Institution sowie den dort unterrichtenden Lehren-
den vertraut waren, sich aufgrund sozialer Kontakte Rückmeldungen zu ih-
ren Bewerbungsarbeiten im Vorfeld der Prüfung holen konnten, sowie über 
die offiziellen Informationen hinaus den näheren Ablauf des Verfahrens 
und vor allem die genauen Bewerbungsmodalitäten kannten. Beispielsweise 
spielte es für die Zulassung zur Prüfung eine große Rolle, ob die Bewer-
ber_innen am Anmeldeformular angaben, sich für eine bestimmte Klasse, 
bei mehreren Professor_innen oder generell am Institut bewerben zu wol-
len. Das Studium der bildenden Kunst an der Akademie ist einerseits in 
Klassen organisiert, andererseits wurde das alte Meisterklassensystem 
durchlässiger gestaltet.4 Viele Interessent_innen, die nicht wussten, dass es 
die Möglichkeit einer spezifischen Bewerbung gab, nannten deshalb keine 
Präferenz. Von diesen Bewerber_innen bestanden nur rund zwölf Prozent 
die Mappenauswahl, von den Bewerber_innen mit einer oder mehreren Prä-
ferenz/-en kamen jedoch 35 bzw. 39 Prozent in die zweite Runde. Das Wis-
sen um die Präferenzmöglichkeiten beeinflusste naheliegender Weise auch 

                                                                          

4 Kunstuniversitäten haben traditionell ein Meisterklassensystem, bei dem Interessierte 
sich für eine Klasse, d.h. in der Regel bei einem/einer Professor_in, bewerben können. 
Meist finden je nach Klasse getrennte Aufnahmeprüfungen mit eigenen Aufgabenstel-
lungen statt; nach der Zulassung ist ein Wechsel der Klasse nur nach der positiven 
Absolvierung des Aufnahmeverfahrens der gewünschten anderen Klasse möglich. An 
der Akademie der bildenden Künste Wien kann am Institut für bildende Kunst jeder-
zeit und unabhängig von einem Aufnahmeverfahren während des Studiums die Klasse 
gewechselt werden. Die Klassen sind dabei in hohem Maße ausdifferenziert und rei-
chen von Malerei über Medienkunst, Bildhauerei, Performance bis zu Konzeptkunst.  
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die Vorbereitung auf die Prüfung, und korrelierte hochsignifikant mit dem 
kulturellen und sozialen Kapital der Bewerber_innen.  

Eben diese Kapitalformen unterschieden sich jedoch deutlich zwischen 
den Bewerber_innengruppen: Bewerber_innen mit niedriger sozialer Her-
kunft waren etwa seltener mit Studierenden der untersuchten Hochschule 
bekannt oder befreundet, kannten seltener Personen, die als Künstler_in, 
Kurator_in oder Kunstvermittler_in arbeiteten und kamen auch signifikant 
seltener aus Familien, in denen mindestens eine Person bereits im Kunst- 
und Kulturbereich arbeitete, als jene mit hoher sozialer Herkunft. Auch In-
teressent_innen, die zum Zeitpunkt der Anmeldung nicht bereits in Wien 
wohnten, verfügten durchschnittlich über ein deutlich geringeres soziales 
Kapital als andere Bewerber_innen. Das kulturelle Kapital stieg wiederum 
stark mit dem Alter der Bewerber_innen an.  

Überraschend war dabei vor allem das Ausmaß, in dem der Kontakt mit 
bereits Studierenden der Universität Einfluss auf die Informiertheit, Vorbe-
reitung und letztlich die Zulassung von Interessent_innen nahm. Beispiels-
weise ließ sich im Zuge der Erhebung nicht feststellen, dass bestimmte Be-
werber_innengruppen weniger Aufmerksamkeit oder Gelegenheit zur Prä-
sentation und Besprechung ihrer Arbeiten bekamen als andere. Die einzige 
Gruppe, die jedoch angab, eine durchschnittlich deutlich längere Zeit bei 
Einzelgesprächen mit Professor_innen verbracht zu haben, war jene, die 
über hohes soziales Kapital und insbesondere über Bekanntschaft mit meh-
reren Studierenden verfügte. Auffällig war daneben, dass nicht nur ein 
Feedback von Lehrenden zu den Mappenarbeiten im Vorfeld der Prüfung 
und vor allem ein Klassenbesuch die Zulassungswahrscheinlichkeit zur Prü-
fung stark erhöhte, sondern dass auch Rückmeldungen von Kunststudieren-
den mit einer deutlich erhöhten Chance der Studienzulassung einhergingen. 
Darüber hinaus zeigte die Befragung, dass rund 70 Prozent der Studienwer-
ber_innen durch Empfehlungen von Freund_innen und Studierenden auf 
das Studienangebot der Akademie aufmerksam wurden und insgesamt fast 
zwei Drittel zum Zeitpunkt der Anmeldung mindestens eine Person kann-
ten, die bereits an der Hochschule studierte. Diese hohen Anteile lassen da-
rauf schließen, dass persönliche Bekanntschaften auch eine wichtige Rolle 
bei der Entscheidung für eine Bewerbung spielen und ein Grund für die Un-
terrepräsentation bestimmter Gruppen bereits bei der Anmeldung zur Auf-
nahmeprüfung sei könnten: Nachdem sowohl persönliche Empfehlungen 
als auch die Bekanntschaft mit Kunststudierenden bei Bewerber_innen mit 
niedriger sozialer Herkunft deutlich geringer ausgeprägt waren, verwundert 
es kaum, dass diese relativ selten am Aufnahmeverfahren teilnahmen. Wa-
rum die Bekanntschaft mit Studierenden hingegen eine so hohe Bedeutung 
für die Studienzulassung hatte, kann durch die Erhebung nicht abschließend 
beantwortet werden. Es kann jedoch vermutet werden, dass die Wichtigkeit 
der Kontakte mit der Informationspolitik der Organisation in Verbindung 
steht. Im Herbst 2009 bestanden die Informationen über das Aufnahmever-
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fahren auf der Homepage aus dem Ort und der Zeit des Verfahrens, wäh-
rend weitere wichtige Details nicht genannt wurden. Dass trotzdem die 
Hälfte der Befragten etwa von den Präferenzmöglichkeiten wusste, lässt 
sich auf persönliche Kontakte zurückführen, über die jedoch wie beschrie-
ben nicht alle Bewerber_innen gleichermaßen verfügten. Die geringen offi-
ziellen Informationen sind keineswegs ein Phänomen dieser speziellen Or-
ganisation, sondern können ebenso an anderen Hochschulen beobachtet 
werden (Rothmüller 2011: 113 ff.). So wurde bei einer österreichischen Be-
fragung von Bewerber_innen festgehalten, dass Bekannte eine „wichtige 
Quelle zur Informationsbeschaffung“ (Humpl/Kölbl/Poschalko 2009: 71) 
sind und für einen Teil der Bewerber_innen Bedeutung als Unterstüt-
zer_innen und Berater_innen bei der Vorbereitung auf das Zulassungsver-
fahren erhalten (ebd.: 81). 

Am Institut für bildende Kunst fühlten sich einige Bewerber_innen auf-
grund mangelnder Informationen explizit benachteiligt. Auch dass die 
Möglichkeit zu Einzelgesprächen mit Professor_innen teilweise mit den an-
gegebenen Klassenpräferenzen in Verbindung steht, erfuhren einzelne Be-
werber_innen offenbar erst während der Prüfung dadurch, dass mit den ge-
wünschten Professor_innen keine Gespräche mehr möglich waren, weil sie 
diese am Anmeldeformular nicht genannt hatten. Als ein weiterer Aspekt 
wurde bei offenen Fragen von den Bewerber_innen u.a. bemängelt, dass 
keine Informationen über die Anforderungen an die Mappe vorhanden wa-
ren.5 Ein Forschungsprojekt zu Kunstzulassungsverfahren in England kam 
zu dem Schluss, dass solche fehlenden offiziellen Informationen zur Mappe 
nicht nur ein beiläufiges Versehen waren, sondern eine bestimmte Bedeu-
tung als Teil der Aufnahme- und Bewertungspraxis hatten:  

 
“They used the portfolio to make judgments about who the candidate is; 
a sign of being the right kind of student for the course. Knowing what 
should be in the portfolio was itself a sign of being right for the course. 
Although there was no explicit guidance, candidates were expected  
to know (instinctively) what a ‘good’ portfolio consisted of.” (Burke/ 
McManus 2009: 35)  
 

Zumindest im britischen Kontext wird die als intuitives Wissen und Gespür 
für die Zusammenstellung und Präsentation der Arbeiten vorgestellte Kom-
petenz der Bewerber_innen als Teil der Qualifizierung für die Studienzulas-

                                                                          

5 Bei der Zulassungsprüfung im Frühjahr bzw. Sommer 2011 enthielt das Informations-
blatt der Akademie der bildenden Künste Wien nun eine Empfehlung zur selbständi-
gen Gestaltung der Mappe, welche „dem Nachweis der Fähigkeit eigenständigen 
künstlerischen Denkens und Arbeitens“ dient. Zudem wurde u.a. darauf hingewiesen, 
dass bei der Mappe wie bei der Prüfung keine inhaltlichen oder formalen Vorgaben 
bestehen, dass Einzelgespräche während der Prüfung stattfinden, sowie dass das Ma-
terial selbst mitgebracht werden muss.  
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sung betrachtet. Bewerber_innen werden durch die Unbestimmtheit der An-
forderungen gezielt auf ihr eigenes Relevanzsystem bei der Gestaltung der 
Mappe zurückgeworfen. Die Aufforderung, sich bei der Mappengestaltung 
an der eigenen künstlerischen Praxis zu orientieren, findet sich indirekt bei-
spielsweise auch, wenn davon abgeraten wird, künstlerische Arbeiten, die 
im Schulunterricht entstanden sind, in die Mappe aufzunehmen; vermutlich 
aufgrund der Überlegung, dass in einem solchen Entstehungskontext die 
Material- und Themenwahl beeinflusst wenn nicht gänzlich vorgegeben 
wurde. Dadurch, dass die Institution selbst ja keine Einschränkungen bei 
der Mappengestaltung vorgibt, und teilweise explizit dazu auffordert, ei-
genständige Arbeiten vorzulegen, wird die Mappe tendenziell als unbeein-
flusster, authentischer Ausdruck der individuellen künstlerischen Eignung 
konstruiert. Diese institutionelle Perspektive übersieht jedoch, in welchem 
Ausmaß die Mappenvorbereitung und -gestaltung ein sozialer Prozess ist: 
Sechs von sieben Bewerber_innen hatten sich im Vorfeld der Aufnahme-
prüfung von Personen aus durchschnittlich zwei verschiedenen Gruppen 
Rückmeldungen zu ihren Mappenarbeiten geholt.  

Für die Zulassung zum Studium spielte es eine zentrale Rolle, mit wem 
die Mappenarbeiten diskutiert wurden: Aufgrund fehlender Kontakte be-
sprachen jüngere Bewerber_innen oder solche ohne künstlerischer Vorbil-
dung ihre Arbeiten vor allem mit Freund_innen und Familie – ein Aus-
tausch, der wenig zur Erhöhung der Zulassungschancen beitrug. Mit dem 
Anstieg des kulturellen und vor allem des sozialen Kapitals wurde es den 
Studieninteressent_innen zunehmend möglich, auf die Unterstützung ver-
schiedenster Akteur_innen im Kunstfeld bei der Mappenvorbereitung zu-
rückzugreifen. Diese Ergebnisse sprechen dafür, dass die Vorbereitung um-
so mehr ein kollektives Phänomen ist, je enger die Studieninteressent_innen 
bereits mit dem Kunstfeld verbunden sind. Wenn gerade jene Bewer-
ber_innen, die am meisten auf künstlerische Ratschläge von bzw. den Aus-
tausch mit Akteur_innen im Kunstfeld verzichten (müssen), die geringsten 
Zulassungschancen haben, liegt aus meiner Sicht nahe, dass jene, die sich 
bei der Mappengestaltung ausschließlich auf ihr eigenes Relevanzsystem 
verlassen, eher schlecht beraten sind. Von wem wenn nicht von der Institu-
tion sollten Studieninteressent_innen, die noch nicht vor Studienbeginn im 
Kunstfeld Fuß gefasst haben, darüber informiert werden, dass eine ‚gute’ 
Mappe erfahrungsgemäß im und durch den Austausch mit anderen künstle-
risch interessierten und tätigen Personen entsteht, dass sie bei der Vorberei-
tung auch die Unterschiede der Klassen berücksichtigen sollten und sich 
daher ein Besuch dieser sowie Vorgespräche mit Lehrenden empfiehlt? Die 
Folgen dieser Informationspolitik legen nahe, dass nicht nur biographisch 
aufgeschichtete Ungleichheiten Bewerber_innen beim Studienzugang be-
nachteiligen können, sondern auch Hochschulen durch ihre spezifische Or-
ganisation und Gestaltung des Verfahrens zur Benachteiligung bestimmter 
Gruppen beitragen.  
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Vermutlich wäre es deshalb sinnvoll, frühzeitig den Kontakt mit studien- 
interessierten, aber strukturell benachteiligten Bevölkerungsgruppen zu  
suchen. Solche Kontaktangebote sollten jedoch darüber hinausgehen, im 
Vorfeld der Prüfung Gespräche mit Lehrenden zu ermöglichen. Aus einer 
Studie in Deutschland ist etwa bekannt, dass Sprechstunden der Profes-
sor_innen von unterprivilegierten Studierenden wenig in Anspruch ge-
nommen werden, und ein Besuch der Sprechstunde „häufig eine schwer 
überwindbare Hürde“ und daher kein Förderinstrument für diese Gruppen 
darstellt (Lange-Vester/Teiwes-Kügler 2006: 87). Vergleichbare Barrieren 
beim persönlichen Kontakt mit Lehrenden im Vorfeld von Zulassungsver-
fahren lassen sich auch beim Zugang zu Kunststudien identifizieren, inso-
fern bei der Befragung an der Akademie der bildenden Künste Wien sicht-
bar wurde, dass die Angebote zu Vorgesprächen mit Lehrenden häufiger 
von Bewerber_innen in Anspruch genommen wurden, die ohnehin bereits 
eine soziale Nähe zum Kunstfeld aufwiesen. Ein solches relativ (sozial) vo-
raussetzungsvolles Unterstützungsangebot kann deshalb den bislang weit-
gehend unbemerkten Nebeneffekt haben, dass die aufgrund der Vorbildung 
und sozialen Herkunft bestehenden Unterschiede noch weiter vergrößert 
werden. Viele Fachhochschulen in Österreich bieten laufend persönliche 
Informations- und Beratungsgespräche, häufig aber zusätzlich auch Gesprä-
che mit bereits Studierenden an (Messerer/Humpl 2003: 38). Ob diese von 
allen Bewerber_innengruppen in Anspruch genommen werden und damit 
stärker als die Gespräche mit Lehrenden die Zugänglichkeit der Informatio-
nen erhöhen, ist nicht bekannt. Aber zumindest wird durch die Herstellung 
des Kontakts mit aktuell Studierenden hier institutionalisiert und allen Inte-
ressent_innen gleichermaßen angeboten, was beim Zugang zu anderen 
Hochschulen nur für wenige im Rahmen ihres fachnahen Freund_innen- 
und Bekannt_innenkreises zugänglich ist: der informelle Austausch mit 
Peers.  

 
Die spezifischen Verbindungen von sozialer und institutioneller Benachtei-
ligung, die indirekt die Zulassungschancen bestimmter Bevölkerungsgrup-
pen beeinflussen können, wären allgemein noch zu identifizieren, um die 
ohnehin weitreichenden strukturellen Benachteiligungen nicht noch zusätz-
lich zu verstärken. Im Bereich der Transparenz von Verfahren, der Verfüg-
barkeit von Informationen und der Ermöglichung von Vorbereitung bei-
spielsweise bestehen für zugangsbeschränkte Institute offensichtlich noch 
beachtliche Handlungsspielräume, um die Auswirkungen vorangegangener 
sozialer Ungleichheiten zu reduzieren. 
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3. Diskriminierungserfahrung und Diskriminierungsparadox 
 

Die Analyse der Zulassungschancen am Institut für bildende Kunst konnte 
sichtbar machen, dass ungleiche Studienchancen insbesondere hinsichtlich 
eines Merkmals auftraten, nämlich bei der sozialen Herkunft. Nachdem  
eine höhere Bildung der weiblichen Hauptbezugsperson von Interessent_in-
nen deren Zulassungschancen zur Prüfung erhöhte, und auch die Berufspo-
sition der Mutter mit unterschiedlichen Chancen während der Prüfung ein-
herging, war schließlich bei österreichischen Bewerber_innen mit hoher so-
zialer Herkunft die Zulassungsquote insgesamt mehr als dreimal so hoch 
wie bei Kandidat_innen mit niedriger sozialer Herkunft. Weil Bewer-
ber_innen niedriger sozialer Herkunft bereits bei der Anmeldung zur Prü-
fung stark unterrepräsentiert waren, wies am Ende des Verfahrens die Zu-
sammensetzung der Studienanfänger_innen eine in sozialer Hinsicht starke 
Homogenität auf, die selbst andere, für ihre soziale Homogenität bekannte 
Studien wie Medizin oder Jus übertraf (Rothmüller 2011: 47 f., 77). Nach-
dem die Hälfte der Bewerber_innen mit hoher sozialer Herkunft aus Fami-
lien mit beruflichem Kunstbezug stammte, liegt es nahe, von einer innerfa-
milialen Transmission kulturellen bzw. künstlerischen Kapitals auszugehen. 
Dass gerade die Ausbildung künstlerischer Dispositionen nicht unabhängig 
von der sozialen Herkunft ist, ist bekannt (Bourdieu/Darbel 2006; Georg 
2009; Kastner 2009) und soll hier nicht weiter ausgeführt werden. Weitaus 
interessanter scheint in diesem Kontext ein Vergleich der Zulassungschan-
cen mit weiteren Diskriminierungsindikatoren.  

Bei der Frage nach der Fairness des Verfahrens gab der Großteil der Be-
fragten an, während der Prüfung gleich wie die Mitbewerber_innen behan-
delt worden zu sein. Etwa jede/r 10. Teilnehmer_in fühlte sich mehr oder 
weniger stark benachteiligt oder aber bevorzugt. Die Einschätzung der 
Fairness hing einzig mit dem Alter der Bewerber_innen zusammen, inso-
fern sich jüngere Befragte häufiger benachteiligt fühlten als ältere. Hin-
sichtlich der sozialen Herkunft fand sich dabei kein Unterschied. Zusätzlich 
wurden die Teilnehmer_innen nach expliziten Diskriminierungserfahrungen 
aufgrund der oben genannten Merkmale gefragt. Auch hier zeigte sich, dass 
sich bis auf eine Person niemand aufgrund der ökonomischen Lage diskri-
miniert fühlte, gleich mehrere Befragte nannten jedoch eine Diskriminie-
rung aufgrund des Alters.  

Interessanterweise wurden sich bevorzugt fühlende Bewerber_innen 
aber kaum häufiger zum Studium zugelassen als sich gleichbehandelt oder 
benachteiligt fühlende, und bei den Personen mit Diskriminierungserfah-
rungen fand sich sogar eine leicht erhöhte Zulassungsquote. Die Diskrimi-
nierungserfahrungen von jüngeren Bewerber_innen bezogen sich im Detail 
auf die zweite Runde der Eignungsprüfung. Von mehreren Befragten wurde 
vermerkt, dass bei den Einzelgesprächen Fragen nach dem Alter gestellt 
und ihre Arbeiten im Verhältnis zum Alter beurteilt worden wären. Eine 
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Analyse der Zulassungschancen von jüngeren Bewerber_innen zeigte, dass 
diese zwar tendenziell geringere Chancen hatten, in die zweite Runde des 
Aufnahmeverfahrens zu kommen. Bei der zweiten Runde der Eignungsprü-
fung hatten jüngere Bewerber_innen jedoch die gleiche Chance auf einen 
Studienplatz wie ältere Teilnehmer_innen.  

Eine antidiskriminatorische Haltung, die sich nur für direkte Diskrimi-
nierung bzw. Diskriminierungserfahrungen interessiert, greift offenbar zu 
kurz, wenn soziale Disparitäten im Zuge von Aufnahmeverfahren reduziert 
und die Vielfalt der Studierenden erhöht werden sollen. Gleichzeitig sollten 
Diskriminierungswahrnehmungen ernst genommen werden. Im Fall der 
sich diskriminiert fühlenden jüngeren Bewerber_innen kann angenommen 
werden, dass relationale Beurteilungspraktiken zum Eindruck einer unglei-
chen Behandlung führten (Rothmüller 2011: 123f.), diese aber keinen Ein-
fluss auf ihre Repräsentation bei den Studienanfänger_innen hatten.  

Bei anderen Indikatoren für Diskriminierung, etwa der Wertschätzung 
im Kontakt mit Lehrenden, fanden sich keine gruppenspezifischen Unter-
schiede, d.h. es ist nicht zu erkennen, dass es zu einer Schlechterbehand-
lung von Interessent_innen mit niedriger sozialer Herkunft kam. Die kaum 
vorhandene Korrespondenz der Diskriminierungsindikatoren stellt die Un-
tersuchung scheinbar vor ein Dilemma, insofern sich die Frage aufdrängt, 
ob man die eher ‚objektiven’ Indikatoren, insbesondere die Zulassungs-
chancen, oder die eher ‚subjektiven’, d.h. die Diskriminierungswahrneh-
mung, stärker gewichten soll. Die Ergebnisse der Befragung erscheinen je-
doch nur als ein Widerspruch, wenn man annimmt, Diskriminierung und 
Diskriminierungserfahrung müssten einander in jedem Fall entsprechen, 
was keineswegs durchgängig zu beobachten ist. Beate Krais spricht in die-
sem Zusammenhang von einem „Diskriminierungs-Paradox“ (Krais 2000: 
22), insofern Frauen, aber auch andere Gruppen subtile Benachteiligungs-
formen manchmal kaum als solche bewusst wahrnehmen. Denn von der 
Schule bis in den Beruf werden die Gründe für das ‚persönliche Scheitern’ 
häufig aufgrund vorangegangener Entmutigungen bei sich selbst gesucht, 
was in Anbetracht der Dominanz eines meritokratischen Individualismus, 
d.h. der Ideologie von selbstschöpferischer Leistung aufgrund individueller 
Anstrengung, kaum verwundert. In der Folge können, wie Franz Schultheis 
schreibt, die Individuen kaum jemand anderen als sich selbst für ihr Schei-
tern verantwortlich machen, weil sie in einer  

 
„an individueller Selbstverwirklichung und -behauptung orientierten 
‚Gesellschaft der Individuen’ die Schuld für ihr Versagen zwangsläufig 
bei sich selbst suchen und dann wohl auch entdecken müssen. Symboli-
sche Gewalt als die subtilste Form der Herrschaft beruht nun einmal auf 
einem Mechanismus, bei dem die Herrschaftsunterworfenen nicht um-
hin zu kommen scheinen, anzuerkennen, dass alles mit rechten Dingen 
zugeht und jeder nach den ihm gegebenen Möglichkeiten und Grenzen 
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seines eigenen Glückes (oder Unglückes) Schmied ist“ (Schultheis 
2009: 264).  
 

Eine solche Individualisierung wird – so lässt sich vermuten – durch wis-
senschaftliche wie organisationale Vorstellungen einer ‚individuellen Stu-
dieneignung’ befördert, die scheinbar nichts mit dem sozialen Kontext zu 
tun hat. Demgegenüber sollte die wissenschaftliche Beschäftigung mit und 
die Gestaltung von Aufnahmeverfahren eine höhere Sensibilität für subtile 
und indirekte Benachteiligungsmechanismen entwickeln, welche teilweise 
auf vorangegangenen Ungleichheiten aufbauen. Wie die Studie an der  
Akademie der bildenden Künste Wien nahelegt, spielen neben sozialen Bar-
rieren u.a. beim Zugang zu Informationen auch Prozesse des Selbstaus-
schlusses eine Rolle. Der beobachtbare Selbstausschluss bestimmter Be-
werber_innengruppen lässt sich dabei nicht auf die vorangegangenen Bil-
dungswege reduzieren, in dem Sinne, dass bestimmte Bevölkerungsgruppen 
seltener die erforderliche Hochschulzugangsberechtigung erworben hätten. 
Denn für den Beginn eines Studiums der bildenden Kunst ist in Österreich 
gar kein formaler Bildungsabschluss notwendig. Am Beispiel der Kunst-
universitäten lässt sich deshalb deutlich sehen, dass der Versuch, Vielfalt 
durch eine Verbreiterung der berechtigenden Bildungsabschlüsse, d.h. 
durch eine Erhöhung der formalen Durchlässigkeit zu erzielen, relativ 
schnell an eine Grenze stößt (Rothmüller 2011: 48 ff.), nämlich an die 
„Grenze der Selbsteliminierung“ (Lange-Vester/Teiwes-Kügler 2006: 69), 
die etwa am untersuchten Institut darin ihren Ausdruck fand, dass sich Be-
werber_innen mit niedriger sozialer Herkunft relativ häufig bereits mit der 
Erwartung zur Prüfung anmeldeten, ohnehin mit ihrer Bewerbung nicht er-
folgreich zu sein (Rothmüller 2011: 59).  

Bewerber_innen mit niedriger sozialer Herkunft zählen sicherlich zu den 
im Bildungs- und Hochschulbereich am stärksten benachteiligten Gruppen. 
Insbesondere kulturelles und soziales Kapital dürften vermittelnde Faktoren 
sein, die teilweise erklären können, warum sozial unterprivilegierte Bevöl-
kerungsgruppen das Aufnahmeverfahren seltener erfolgreich bestehen. Die-
se Aspekte werden jedoch äußerst selten medial und wissenschaftlich im 
Zusammenhang mit Aufnahmeprüfungen diskutiert, ganz zu schweigen da-
von, dass sie bei der konkreten Gestaltung von Zulassungsverfahren be-
rücksichtigt werden. Durch die Rekrutierung der Bewerber_innen aus dem 
Umfeld der bestehenden Studierendenschaft und der gleichzeitig geringen 
Reichweite der Orientierungsangebote finden Homogenisierungsprozesse 
statt, denen Hochschulen vermehrt Aufmerksamkeit schenken sollten, auch 
wenn diese vielleicht nur einen Teil der sozial selektiven Er- und Entmuti-
gungsprozesse berühren, die die Vielfalt von Studierenden beeinflussen.  
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